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I. Tätigkeit des WEU-Rats 

1. Allgemeines 

Die ursprünglich für Ende 1969 geplante Tagung des 
Ministerrats konnte wegen Terminschwierigkeiten 
im Zusammenhang mit der Haager Gipfelkonferenz 
im Jahre 1969 nicht mehr stattfinden. Der Minister- 
rat trat dann am 9. und 10. Januar 1970 in Brüssel 
noch unter belgischem Vorsitz zusammen. Trotz 
intensiver Bemühungen der Mitgliedstaaten, vor 
allem aber des amtierenden Vorsitzenden, Außen- 
minister Harmeis, Frankreich zur Rückkehr an den 
Ratstisch zu bewegen, blieb es den Sitzungen des 
WEU-Rats auch während des Berichtszeitraumes 
fern. In Brüssel beschlossen die Minister auf Vor- 
schlag des Bundesaußenministers, den belgischen 
Vorsitz weiterhin bis zum 1. April 1970 zu ver- 
längern, da Frankreich keinen Wert darauf legte, 
den ihm turnusgemäß zustehenden Vorsitz im 1. 
Vierteljahr 1970 zu übernehmen. Gleichzeitig wurde , 
aber beschlossen, in diesem Quartal keine weitere 
Ministerratstagung unter belgischem Vorsitz statt- 
finden zu lassen. Am 1. April wird die Bundesregie- 
rung den Vorsitz im Ministerrat übernehmen und 
zur nächsten Tagung in Bonn einladen. 

2. Die politischen Konsultationen 

a) Im Mittelpunkt der Erörterungen über die euro- 
päische politische Zusammenarbeit standen die 
neuen Impulse der Haager Gipfelkonferenz. 
Außenminister Stewart leitete in Brüssel die Er- 
örterung ein und betonte das Interesse Groß- 
britanniens, an allen Schritten in Richtung auf 
eine Koordinierung der europäischen Außen- | 
Politik beteiligt zu werden, die sich aus dem , 
Auftrag an die Außenminister nach Ziffer 15 des ■ 
Haager Kommuniques ergeben. Die anderen 
Minister stimmten darin überein, Großbritannien ' 
über alle Schritte zur politischen Zusammenarbeit 
auf geeignetem Wege zu unterrichten. Unter Zu- | 
Stimmung aller Delegationen erklärte der Bundes- ■ 
minister, daß man neben diesen neuen Ansätzen j 
zu einer politischen Zusammenarbeit die außen- i 
politischen Konsultationen in der WEU nicht ver- i 
nachlässigen dürfe. Die in der WEU gewonnenen 
Erfahrungen und Ergebnisse müßten der ins Auge ! 
gefaßten neuen außenpolitischen Zusammenar- 
beit nutzbar gemacht werden. 

b) Der Herr Bundesminister leitete die Konsultati- : 
onen über Ost-/West-Beziehungen mit einem i 
Bericht über die deutsche Ostpolitik ein. Er hob 
hervor, daß der Westen auf den Gedanken einer 
Diskussion über die europäische Sicherheit nicht 
negativ reagieren dürfe. Eine wirkliche Ver- 
besserung der Ost-/West-Beziehungen könne man 
sich allerdings nicht von einer großen Konferenz, 
sondern nur von einem langfristigen Prozeß ver- 
sprechen, der eine enge Zusammenarbeit der 
westlichen Verbündeten erfordere. Das gelte auch 
für die deutsch-sowjetischen Gespräche über den 
Gewaltverzicht und die Gespräche mit Polen. Als 
Antwort auf Ulbrichts Vertragsentwurf werde 


die Bundesregierung ihre eigenen Vorstellungen 
darlegen und dabei herauszufinden versuchen, 
ob die DDR zu innerdeutschen Gesprächen ohne 
Vorbedingungen bereit ist. Der Herr Bundes- 
minister betonte, daß die Bundesregierung bei 
ihren Ostkontakten als Partner ihrer westeuro- 
päischen Verbündeten handele, mit denen sie 
durch Verträge eng verbunden sei und die sie 
eingehend konsultiere. 

Die übrigen Außenminister begrüßten die 
deutsche Ostpolitik und hoben hervor, daß sie 
im Interesse ganz Westeuropas liege. Sie be- 
richteten über die Erfahrungen und Kontakte 
ihrer Regierungen zu osteuropäischen Staaten 
und stimmten darin überein, daß der Westen ge- 
meinsam eine befriedigende Antwort auf den öst- 
lichen Vorschlag einer europäischen Sicherheits- 
konferenz finden müsse. Nach Auffassung von 
Außenminister Stewart würde eine solche Ant- 
wort wesentlich zur Entspannung beitragen 
können. 

c) Die Minister setzten ihre Konsultationen über 
die Lage im Mittelmeer fort. Außenminister 
Stewart berichtete über den Stand der Vier- 
Mächte-Gespräche über den Nahen Osten in New 
York und appellierte erneut an die WEU-Partner, 
im Rahmen des Möglichen auf alle Parteien des 
Nahost-Konflikts einen mäßigenden Einfluß aus- 
zuüben. 

d) Im Zusammenhang mit den Konsultationen über 
die Lage in Nigeria warfen die Außenminister 
Luns und Harmel die Frage von Waffenliefe- 
rungen in Spannungsgebieten auf. Harmel be- 
tonte, daß die Weltöffentlichkeit kaum verstehen 
könne, warum es auch nach so vielen verheeren- 
den Erfahrungen noch immer nicht möglich sei, 
dieses Problem weltweit zu regeln. 

3. Die wirtschaftspolitischen Konsultationen 

Die wirtschaftspolitischen Konsultationen litten, wie 
schon früher, an der Abwesenheit der französischen 
Delegation. Sie konnten im übrigen jedoch zum 
ersten Mal seit Februar 1969 wieder in ihrer üblichen 
Form unter Beteiligung eines Vertreters der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften stattfin- 
den. Bei dem Gedankenaustausch wurden die im 
Rahmen der Konferenz der Staats- und Regierungs- 
chefs im Dezember 1969 in Den Haag und die auf 
der Tagung des Ministerrats der Europäischen Ge- 
meinschaften im gleichen Monat erzielten Fort- 
schritte gewürdigt und besonders die Übereinstim- 
mung der Regierungschefs begrüßt, bis Mitte des 
Jahres Verhandlungen mit den beitrittswilligen 
Staaten aufzunehmen. Die Diskussion der wirtschaft- 
lichen Entwicklung innerhalb der Gemeinschaft 
wurde eingeleitet durch einen Bericht des Vertreters 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften. 
Sie konzentrierte sich insbesondere auf die Maß- 
nahmen, die seit Februar 1969 zur Beseitigung wirt- 
schafts- und währungspolitischer Spannungen und 
ihrer Folgen ergriffen worden waren. Der Vertreter 
Großbritanniens erläuterte, daß sich die Zahlungs- 
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bilanz Großbritanniens ohne Störung des gesamt- 
wirtschaftlichen Wachstums verbessert habe. Er gab 
auch einen Überblick über die Entwicklung der EFTA. 

4. Der Ständige Rat 

Der Ständige Rat trat wie üblich etwa alle zwei 
Wochen unter dem Vorsitz des Generalsekretärs in 
London zusammen und erledigte die laufenden An- 
gelegenheiten. Er beantwortete die Empfehlungen 
180-186 und die schriftlichen Fragen 109-112 der 
Versammlung. 

Im Mittelpunkt standen auch im letzten Halbjahr 
die außenpolitischen Konsultationen. Dabei bemüh- 
ten sich die Ständigen Vertreter, die Konsultationen 
der Minister vorzubereiten und weiterzuführen. 
Dieser Gedanken- und Erfahrungsaustausch bezog 
sich vor allem auf die Griechenland-Frage, die Lage 
im Nahen Osten, Nigeria und die sowjetische Politik 
in Asien und im Indischen Ozean. 

Im Rahmen der Konsultationen im Ständigen Rat 
unterrichtete die britische Regierung ihre WEU-Part- 
ner über die Ergebnisse der Amerika-Reise Premier- 
minister Wilsons vom 25. bis 30. Januar 1970. 

Außerdem erwies sich der Ständige Rat als ein nütz- 
liches Forum zur Erörterung von Fragen, vor die sich 
die WEU-Regierungen als Folge von Ereignissen in 
außereuropäischen Ländern gestellt sahen. Der Infor- 
mationsaustausch trug zur raschen Erfassung der 
Lage bei und erleichterte die Entscheidung der WEU- 
Staaten über die künftige Gestaltung ihrer Bezie- 
hungen zu verschiedenen Ländern. 

Sachverständige der WEU-Staaten trafen vor der 
XXIV. Vollversammlung der Vereinten Nationen, 
der 47. ECOSOC-Tagung und der 15. FAO-Tagung 
im WEU-Generalsekretariat zusammen, um anste- 
hende Probleme gemeinsam zu beraten. Diese Koor- 
dinierungssitzungen in der WEU sind zu einem wich- 
tigen Bestandteil der Vorbereitungen auf die ver- 
schiedenen Tagungen im Rahmen der Vereinten 
Nationen geworden. 

Der neue deutsche Botschafter in London, Herr Karl- 
Günther von Hase, nahm Anfang Februar 1970 als 
Nachfolger Botschafter Blankenborns seine Tätig- 
keit als deutscher Vertreter im Ständigen Rat der 
WEU auf. 


11. Tätigkeit der WEU- Versammlung 

Die zweite Hälfte der 15. Ordentlichen Sitzung in 
Paris vom 8. bis 10. Dezember 1969 stand im Zeichen 
der durch die Haager Gipfelkonferenz geweckten 
Hoffnungen auf baldige Fortschritte in der euro- 
päischen Zusammenarbeit. Die politische Debatte 
konzentrierte sich daher auf Bericht und Empfeh- 
lungsentwurf über „Die WEU und die politische 
Union Europas". Die Abgeordneten setzten sich dafür 
ein, die WEU zum Zentrum der europäischen poli- 
tischen Zusammenarbeit zu machen, bis neue Formen 
auf dem Wege über Ziffer 15 des Haager Kom- 
muniques gefunden worden seien. Im Rahmen dieser 


Debatte faßte der amtierende Ratsvorsitzende Har- 
mel die Ergebnisse der Haager Gipfelkonferenz zu- 
sammen und betonte, daß der politische Wille zum 
gemeinsamen Fortschritt auch zur Beilegung der 
WEU-Krise führen werde. In diesem Zusammenhang 
berichtete er auch von seinen jüngsten Bemühungen, 
die eine Rückkehr der Franzosen an den Ratstisch 
erleichtern sollten. 

Im Rahmen der Debatte am 10. Dezember über die 
Berichte „USA und Europäische Sicherheit" und „Zu- 
sammenarbeit zwischen Europa und USA" sprach 
Bundesverteidigungsminister Schmidt. Er hob hervor, 
daß es in Europa ohne das feste Fundament der 
NATO weder Sicherheit noch sinnvolle Entspan- 
nungspolitik geben könne, da erst die Allianz das 
Gleichgewicht der Kräfte geschaffen habe, das die 
Unabhängigkeit der Staaten garantiere. Als Unter- 
pfand für die unabdingbare Verbindung mit den 
Vereinigten Staaten, die erst das militärische Gleich- 
gewicht mit dem Osten ermögliche, sei eine militä- 
rische Präsenz der Amerikaner in Europa noch für 
absehbare Zeit erforderlich. Der WEU könne eine 
wichtige Aufgabe erwachsen bei dem Bemühen, 
durch einen hinreichenden Beitrag der Europäer das 
Gleichgewicht des politischen Einflusses innerhalb 
der Allianz zu wahren. 


III. Verhältnis zwischen Rat und Versammlung 

Neben der laufenden formellen Beantwortung von 
Fragen und Empfehlungen sind die informellen Be- 
ziehungen zwischen Mitgliedern des Rats und der 
Versammlung zum Gradmesser des guten Verhält- 
nisses zwischen Rat und Versammlung geworden. 
Sie finden ihren Ausdruck zum Beispiel darin, daß 
der Ratsvorsitzende und andere Minister regelmäßig 
an den Sitzungen der Versammlung teilnehmen und 
nach den vierteljährlichen Ministerratstagungen mit 
führenden Abgeordneten Zusammentreffen, um sie 
über Ablauf und Ergebnis der Tagung zu unterrich- 
ten. Wie bereits erwähnt, sprachen Außenminister 
Harmel und Bundesverteidigungsminister Schmidt 
am 9. und 10, Dezember 1969 vor der Versammlung 
und beantworteten Fragen der Abgeordneten. Die 
in Rom 1968 begonnene Tradition eines jährlichen 
informellen Treffens der Minister mit dem Präsidial- 
ausschuß der Versammlung im Anschluß an eine 
Ministerratstagung wurde am 10. Januar 1970 in 
Brüssel mit gutem Erfolg fortgesetzt. Außerdem traf 
der amtierende Ratsvorsitzende wie üblich nach 
jeder Ministerratstagung mit dem Vorsitzenden des 
politischen Ausschusses zusammen, um auf diesem 
Weg die Abgeordneten über den Verlauf der Mini- 
sterratstagung zu unterrichten. 


IV. Tätigkeit des Rüstungskontrollamtes der 
WEU 

Anhand der statistischen Angaben und Haushalts- 
angaben sowie der Antworten auf die Auskunftser- 
suchen für das Kontrolljahr 1968 hat das Rüstungs- 
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kontrollamt bis zum Jahresende seine Kontrollen 
fortgesetzt. Durch sogenannte Bestandskontrollen 
wurde an Ort und Stelle (bei den Streitkräften, in 
militärischen Depots und Produktionsanlagen) die 
Höhe der Waffenbestände kontrolliert. Nichther- 
stellungskontrollen in verschiedenen Produktionsan- 
lagen dienten dazu, die Einhaltung der Herstellungs- 
verzichte der Bundesrepublik Deutschland festzu- 
stellen. über rechtliche und technische Probleme der 
Rüstungskontrolle fand - wie auch in den früheren 
Berichtszeiträumen - ein intensiver Meinungsaus- 
tausch statt. 

Da aus den bekannten Gründen das bereits im 
Dezember 1957 von allen WEU-Mitgliedstaaten 
Unterzeichnete Rechtsschutzabkommen noch nicht in 
Kraft getreten ist, können nach wie vor im Produk- 
tionsbereich Kontrollen nur mit Zustimmung der 


nationalen Behörden und der betroffenen Unterneh- 
men stattfinden. 

Seit Beginn des Jahres stellen die Bundesminister 
der Verteidigung und für Wirtschaft die statistischen 
Angaben und Haushaltsangaben zusammen, auf- 
grund deren das Amt im Jahr 1970 die Bestandskon- 
trollen durchführen wird. Die Antworten auf die 
besonderen Auskunftsersuchen für das Kontrolljahr 
1969 werden zur Zeit abschließend bearbeitet. 


V. Tätigkeit des Ständigen Rüstungs- 
ausschusses der WEU 

Wie in den früheren Berichtszeiträumen fand die 
Arbeit des Ständigen Rüstungsausschusses im 
wesentlichen in seinen Untergruppen statt. 


ö 



